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Presseinformation 
 
Zu den Ergebnissen der Kabinettssitzung teilt die stellvertretende Regierungs-
sprecherin Gerlinde Krahnert mit:  
 
Markov: Brandenburg bei Finanzstabilität im grünen Bereich 
 
Das Land Brandenburg hält alle zwischen Bund und Ländern vereinbarten 
Kriterien zur Finanzstabilität ein. Das ist das Fazit des heute im Kabinett 
beschlossenen ersten Stabilitätsberichts des Landes. Das vom Finanzminis-
terium vorgelegte Papier wird in der Sitzung des neu geschaffenen Bund-
Länder-Stabilitätsrates am 15. Oktober beraten. Die Stabilitätsberichte von 
Bund und Ländern sind ein Element des neuen Systems zur laufenden 
Überwachung der Haushaltsentwicklung. Ziel ist es, möglichst frühzeitig das 
Risiko von Haushaltsnotlagen zu erkennen, um diesen entgegenwirken zu 
können. 
 
Finanzminister Markov: „Sämtliche Kennziffern befinden sich im grünen Bereich. 
Die definierten Schwellenwerte wurden in keinem Fall erreicht oder gar überschrit-
ten. Dies zeigt, dass Brandenburg trotz der Auswirkungen der internationalen 
Wirtschafts- und Finanzkrise keine Haushaltsnotlage droht. Damit dies so bleibt, 
muss die Haushaltskonsolidierung konsequent fortgeführt werden, um die mittel- 
und langfristige Handlungsfähigkeit des Landes sicherzustellen.“  
 
Grundlage für die Beurteilung der Haushalte von Bund und Ländern sind vier 
Kennziffern: Finanzierungssaldo, Kreditfinanzierungsquote, Zins-Steuer-Quote 
und Schuldenstand. Für jeden Indikator wurden allgemein geltende Schwellenwer-
te festgelegt, deren Überschreitung auf eine drohende Haushaltsnotlage hinwei-
sen kann. Betrachtungszeiträume sind sowohl die aktuelle Haushaltslage (die 
Jahre 2008 bis 2010) als auch der Finanzplanungszeitraum 2011 bis 2014. Wird 
die Gefahr einer drohenden Haushaltsnotlage festgestellt, kann der Stabilitätsrat 
auch ohne Zustimmung des betroffenen Bundeslandes Sanierungsauflagen ertei-
len.  
 
Bei einem Überschreiten der Schwellenwerte würde der Stabilitätsrat ein Evaluati-
onsverfahren einleiten, das zu „Empfehlungen“ und Auflagen für die Haushalts-
planung führen und die haushaltspolitische Unabhängigkeit des Landes empfind-
lich beschränken würde.  
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(In der Anlage sind die entsprechenden Vergleichswerte in Tabellenform widerge-
spiegelt.) 
 
Hintergrund: 
Die Einrichtung eines Systems regelmäßiger Haushaltüberwachung durch einen 
neu zu gründenden Stabilitätsrat war eines der wesentlichen Ergebnisse der 
Kommission von Bundesrat und Bundestag zur Modernisierung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen. Der Stabilitätsrat des Bundes und der Länder, der den bisher 
bestehenden Finanzplanungsrat ablöst, hat sich am 28. April 2010 in Berlin unter 
dem gemeinsamen Vorsitz des Bundesfinanzministers und des Vorsitzenden der 
Finanzministerkonferenz konstituiert. Zentrale Aufgabe des Stabilitätsrates ist die 
laufende Überwachung der Haushalte des Bundes und der Länder, um drohende 
Haushaltsnotlagen frühzeitig zu erkennen und geeignete Gegenmaßnahmen ein-
leiten zu können. Der Stabilitätsrat tritt künftig zweimal jährlich – im Mai und im 
Oktober – zusammen. Die Haushaltsüberwachung erfolgt auf der Grundlage jähr-
licher Berichte des Bundes und der einzelnen Länder, die eine Darstellung be-
stimmter Kennziffern zur aktuellen Haushaltslage und zur Finanzplanung, die Ein-
haltung der verfassungsmäßigen Kreditaufnahmegrenzen sowie eine Projektion 
der mittelfristigen Haushaltsentwicklung auf Basis einheitlicher Annahmen enthal-
ten. Um eine größtmögliche Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Entschei-
dungen zu gewährleisten, werden die Beschlüsse des Stabilitätsrates und die 
zugrunde liegenden Beratungsunterlagen veröffentlicht. 
 
Wenn in  einem der festgelegten Zeiträume mindestens drei von vier Kennziffern 
die festgelegten Schwellenwerte überschreiten, leitet der Stabilitätsrat ein Evalua-
tionsverfahren für das betroffene Land oder auch den Bund ein. 
  
Anders als der Finanzplanungsrat, der entsprechende Empfehlungen an die be-
troffenen Länder nur nach einstimmigem Beschluss des Gremiums geben durfte, 
fasst der Stabilitätsrat Beschlüsse mit der Stimme des Bundes und der Zweidrit-
telmehrheit der Länder. Betroffene können damit Beschlüsse nicht verhindern. Der 
Stabilitätsrat überwacht die Haushalte des Bundes und der einzelnen Länder und 
gibt nicht nur allgemeine Empfehlungen zur Haushaltsdisziplin ab. Ähnlich wie der 
Finanzplanungsrat koordiniert er die Finanzplanungen von Bund, Ländern und 
Kommunen und berät die Fortschrittsberichte „Aufbau Ost“. 
 
Die Ergebnisse und die Beratungsunterlagen der Sitzungen werden veröffentlicht. 
Diese Transparenz stärkt die Wirkung des Frühwarnsystems, um Haushaltsdiszip-
lin durch öffentlichen Druck zu erreichen. Bund und Länder haben damit ein ziel-
gerichtetes Instrument geschaffen, das eine tragfähige Haushaltsentwicklung si-
cherstellen soll. 



 

Kennziffern zur aktuellen Haushaltslage und zur Finanzplanung  
 
  Aktuelle Haushaltslage Finanzplanung 

  Ist 
2008 

Ist 
2009 

Soll 
2010 

Über-
schreitung 

HPE 
2011 

FPl 
2012 

FPl 
2013 

FPl 
2014 

Über- 
schreitung 

Finanzierungssaldo  
(€ je EW) 

59 -78 -254 nein -237 -110 -45 35 nein 

Schwellenwert -132 -403 -575  -675 -675 -675 -675  
Länderdurchschnitt 68 -203 -375  -- -- -- --  
Kreditfinanzierungsquote 
(%) 

0,1 2,0 4,2 nein 4,6 3,1 1,5 -0,7 nein 

Schwellenwert 3,5 8,8 11,7  15,7 15,7 15,7 15,7  
Länderdurchschnitt 0,5 5,8 8,7  -- -- -- --  
Zins-Steuer-Quote (%) 12,6 11,7 13,1 nein 12,8 12,4 11,9 11,9 nein 
Schwellenwert 13,9 14,2 15,8  16,8 16,8 16,8 16,8   
Länderdurchschnitt 10,0 10,1 11,3  -- -- -- --  
Schuldenstand  
(€ je EW) 

6.773 6.929 7.188 nein 7.387 7.526 7.606 7.605 nein 

Schwellenwert 7.808 8.125 8.563  8.763 8.963 9.163 9.363  
Länderdurchschnitt 6.006 6.250 6.587  -- -- -- --  
Auffälligkeit Zeiträume nein nein 
Auffälligkeit Kennziffern nein 

 
Alle vier Kennziffern1 zeigen sich in beiden zu betrachtenden Zeiträumen unauffällig: 

� Das strukturelle Finanzierungsdefizit ist im Jahr 2010 aufgrund der krisenbedingten 
Steuerausfälle stark angestiegen. Zusätzlich ist ein Fehlbetrag i. H. v. 145 Mio. € aus 
dem Vorjahr auszugleichen. Dennoch wird der Schwellenwert von -575 € je EW um 
mehr als die Hälfte unterschritten. Im Finanzplanungszeitraum verbessert sich der Fi-
nanzierungssaldo sukzessive, bis 2014 wieder ein Finanzierungsüberschuss erreicht 
wird.  

� Die Kreditfinanzierungsquote spiegelt die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskri-
se auf den Haushalt des Landes Brandenburg wider. Erst ab dem Jahr 2012 führt die 
prognostizierte Konjunkturbelebung zu einer sinkenden Kreditaufnahme. Die Kreditfi-
nanzierungsquote wird dann deutlich unter dem Schwellenwert liegen und 2014 in Ab-
grenzung des Stabilitätsrates einen Wert von  -0,7 % erreichen.  

� Die Zins-Steuer-Quote bleibt im Betrachtungszeitraum insgesamt unauffällig, wenn 
auch auf hohem Niveau. Hier wirkt die hohe jährliche Neuverschuldung in der ersten 
Hälfte der 1990iger Jahre nach, die insgesamt zu einem hohen Verschuldungsniveau 
geführt hat. Auf der Grundlage der vom Arbeitskreis Steuerschätzungen prognostizier-
ten Entwicklung der Steuereinnahmen entwickelt sich die Quote leicht rückläufig und 
liegt im Jahr 2014 bei 11,9 %.  

� Brandenburg liegt im gesamten Betrachtungszeitraum auch beim Schuldenstand deut-
lich unter den Schwellenwerten, wenngleich sich der Schuldenstand pro Kopf aufgrund 
der einschließlich bis zum Jahr 2013 weiterhin erforderlichen Nettoneuverschuldung 
insgesamt weiter erhöhen wird. Zu einer weiteren Erhöhung der Pro-Kopf-
Verschuldung wird der voraussichtliche Bevölkerungsrückgang in Brandenburg beitra-
gen, der in den Kennziffern für die Jahre 2010 ff. nicht berücksichtigt ist.  

 
 
                                            
1 Die Werte der Kennziffern werden nach der im Stabilitätsrat festgelegten Abgrenzung ermittelt. Dadurch bedingt können sich Abwei-
chungen zu den Kennziffern im Landeshaushalt einschließlich Mittelfristiger Finanzplanung ergeben. 
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